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Drucksache VI/ 1781 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Dr. Miltner 


2. Abgeordnete 

Frau 

von Bothmer 


3. Abgeordneter 

Benda 


4. Abgeordneter 

Benda 


5. Abgeordneter 

Dr. Apel 


6. Abgeordneter 

Pfeifer 


7. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


Hält es die Bundesregierung mit dem grund- 
rechtlich geschützten Recht auf Ehe und Fami- 
lie vereinbar, eine verheiratete Beamtin ge- 
gen ihren Willen ins Ausland zu versetzen, 
ohne Rücksicht auf die berufliche Bindung des 
Ehemannes an den jetzigen Wohnort? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
der Verhütung vermeidbarer Abfallproduktion 
langfristig Priorität vor der gesetzlichen Rege- 
lung der Abfallbeseitigung zukommt? 

Trifft die Meldung der „Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung" vom 20. Januar 1971 zu, in der 
eine interne Berechnung der Bundesregierung 
unter Angabe genauer Prozentsätze zitiert 
wird, nach der die Einkommen der Beamten in 
den Jahren 1965 bis Ende 1970 langsamer ge- 
wachsen sind als die Durchschnittsverdienste 
aller abhängig Beschäftigten? 

Ist die Bundesregierung bereit, diese Berech- 
nung im Hinblick auf die bevorstehende weit- 
tragende Entscheidung des Deutschen Bundes- 
tages über die Neuordnung des Besoldungs- 
rechts in Bund und Ländern zu veröffentlichen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß zahl- 
reiche junge Menschen aus Entwicklungslän- 
dern — insbesondere aus afrikanischen und 
asiatischen Staaten — in Unkenntnis des deut- 
schen Rechts nur mit einem Touristenvisum 
versehen in die Bundesrepublik Deutschland 
einreisen, um hier zu studieren oder zu arbei- 
ten, hier aber erfahren müssen, daß eine Ver- 
längerung ihres Visums nicht ohne weiteres 
möglich ist, und sie vielfach von der Auslän- 
derpolizei nach drei Monaten ausgewiesen 
werden, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung dagegen zu tun? 

Ist die Bundesregierung auch der Meinung, 
daß die Deutschen Jungdemokraten unterwan- 
dert werden und zwar im Rahmen einer bun- 
desweit angelegten Kampagne, die darauf ab- 
zielt, „die bürgerlichen Jugendverbände zu- 
gunsten einer später zu gründenden kommu- 
nistischen Partei zu zerrütten"? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
von der niedersächsischen Führung der Deut- 
schen Jungdemokraten angesteuerten Ziele 
einwandfrei verfassungswidrig sind? 
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8. Abgeordneter Trifft es zu, daß vor der Landtagswahl in 

Picard einem Unterkunftsraum der Bundesgrenz- 

schutzabteilung in Bad Hersfeld Wahlplakate 
einer Partei befestigt waren, und wird beja- 
hendenfalls Sorge dafür getragen, daß sich ein 
solcher Vorgang nicht wiederholt? 

9. Abgeordneter Ist es statthaft, daß — wie vor der Landtags- 

Picard wähl in Bad Hersfeld geschehen — ein Bun- 

* desgrenzschutzbeamter politische Stellungnah- 

men in der Presse mit Namen, seiner Stellung 
in seiner Parteiorganisation und dem Zusatz 
„im Bundesgrenzschutz, 1. Hundertschaft" un- 
terzeichnet? 

10. Abgeordneter Entspricht es den Vorschriften des § 53 des 

Dr. Reinhard Bundesbeamtengesetzes, daß — wie in Bad 

Hersfeld geschehen — ein hoher Beamter des 
Bundesgrenzschutzes einen Aufruf für einen 
Landtagskandidaten mit Namen und Dienst- 
grad im Bundesgrenzschutz unterzeichnet? 

11. Abgeordneter Ist es den Beamten des Bundesgrenzschutzes 

Dr. Reinhard erlaubt — wie vor der hessischen Landtags- 

wahl in Bad Hersfeld geschehen — , in Uniform 
einen mit Wahlplakaten einer Partei beklebten 
PKW im Stadtverkehr zu fahren und diesen 
PKW, ohne die Wahlplakate abzunehmen, im 
Kasernenbereich abzustellen? 

12. Abgeordneter Zieht die Bundesregierung in Erwägung, eine 
Dr. Schmude Änderung des § 25 des Parteiengesetzes ein- 
zuleiten, durch die es Spendern von Zuwen- 
dungen an Parteien unmöglich gemacht wird, 
ihre Identität mit Hilfe von Vereinigungen 
oder sogenannten Strohmännern zu verber- 
gen? 

13. Abgeordneter Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 

Dr. Schmitt- mit dem Einsatz der Observationsgruppe beim 

Vockenhausen Bundeskriminalamt gemacht, und wie oft ist 

diese Gruppe auf dem Gebiet des politischen 
Strafrechts sowie der allgemeinen Kriminali- 
tät tätig geworden? 

14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 

Baier eines wirksamen Umweltschutzes jenen Un- 

ternehmen eine Finanzhilfe zu gewähren, die 
bereit sind, moderne Anlagen zu erstellen, die 
den künftig zunehmenden Anfall an Auto- 
wracks beseitigen? 

15. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Pläne, die darauf 

Baier hinzielen, in einem Fonds in Form einer „Ster- 

bekasse für Altautos" pro Auto einen be- 
stimmten Betrag bereits bei der Neuanmel- 
dung von Autos einzubeziehen? 
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16. Abgeordneter Wie weit bestehen nach Kenntnis der Bundes- 

Dr. Gruhl regierung noch Pläne der südafrikanischen 

Union Corporation, in den Kitzbühler Alpen 
ein Großwerk für Kupferabbau und -Produk- 
tion zu errichten, und wird die Bundesregie- 
rung bei der österreichischen Bundesregierung 
intervenieren, wenn die Planung der Union 
Corporation die Tiroler Ache als Kanal für 
ungereinigte Abwässer vorsehen sollte, was 
eine erneute schwere Belastung der Wasser- 
wirtschaft und des ökologischen Gleichge- 
wichts im bayerischen Chiemseegebiet zur Fol- 
ge hätte? 

17. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in dieser Legisla- 

Dr. Häfele turperiode eine Neuabgrenzung der Bundes- 

tagswahlkreise vorschlagen? 

18. Abgeordneter Ist beabsichtigt, für die Bundestagswahl von 

Dr. Häfele 1973 die Wahlkreise in Baden-Württemberg 

neu zu schneiden und dabei die Ergebnisse 
der Landkreisreform in Baden-Württemberg 
zu berücksichtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


19. Abgeordneter Sind Informationen zutreffend, wonach bei den 

Erhard im Herbst 1970 vom Bundesministerium der 

(Bad Schwalbach) Justiz mit der jugoslawischen Regierung ge- 
führten Verhandlungen, die u. a. auch ein Aus- 
lieferungsabkommen betreffen, wechselseitige 
Erklärungen über eine weitergehende Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Justiz abgege- 
ben worden sind? 

20. Abgeordneter Auf welchen Rechtsgebieten ist an eine engere 

Erhard Zusammenarbeit mit Jugoslawien gedacht? 

(Bad Schwalbach) 

21. Abgeordnete Hat die Bundesregierung die in der Frage- 

Frau stunde vom 23. September 1971 zugesagte 

Geisendörfer Prüfung über eine Entschädigung für gesund- 

heitliche und finanzielle Einbußen der Opfer 
von Verbrechen abgeschlossen? 

22. Abgeordnete Welche konkreten Ergebnisse haben diese 

Frau Überlegungen gezeitigt? 

Geisendörfer 

23. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vom Innen- 

Seefeld minister des Landes Nordrhein-Westfalen ge- 

äußerte Meinung, daß zwischen der Abschaf- 
fung der kurzfristigen Freiheitsstrafen durch 
das im Jahr 1969 verkündete Strafrechtsände- 
rungsgesetz und dem angeblich „spürbaren 
Sinken der Verkehrsmoral" ein enger Zusam- 
menhang besteht? 
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24. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das 
Recht der „Pflegekindschaft" insoweit ände- 
rungsbedürftig ist, als die leiblichen Eltern das 
Pflegekind nicht in jedem Falle gegen den 
Willen des Pflegekindes oder der Pflegeper- 
sonen zurückfordern können dürfen? 


25. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Gedenkt die Bundesregierung, die Voraus- 
setzungen für das Einschreiten des Vormund- 
schaftsgerichts gemäß § 1666 BGB zu erweitern 
und zu präzisieren und auch bei der anstehen- 
den Reform der Freiwilligen Gerichtsbarkeit 
das Gesetz für Jugendwohlfahrt entsprechend 
zu ändern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


27. Abgeordneter 

Dr. Pohle 


28. Abgeordneter 
Seiters 


29. Abgeordneter 

von Alten- 
Nordheim 


30. Abgeordneter 

Varelmann 


31. Abgeordneter 

Varelmann 


Zu welchen Steuerausfällen führen die Befrei- 
ungsvorschriften von § 8 des Mineralölsteuer- 
gesetzes, insbesondere unter Berücksichtigung 
der Luftfahrtbetriebsstoffe? 

Aus welchen Gründen enthält der Bericht der 
Bundesregierung über die Entwicklung der 
Finanzhilfen des Bundes und der Steuerver- 
günstigungen (Drucksache VI/391) die in § 8 
des Mineralölsteuergesetzes aufgeführten Ver- 
günstigungen nicht? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Bewilli- 
gung finanzieller Zuschüsse sicherzustellen, 
daß diese Mittel von Bundesverbänden nicht 
zur Verfolgung verfassungswidriger Ziele ver- 
wendet werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dienststellen der Bundesvermögensverwaltung 
für Grundstückserwerbe von pauschalieren- 
den Land- und Forstwirten in den Jahren 1968 
und 1969 nach besonderer Anweisung des 
Bundesministers der Finanzen keine Umsatz- 
steuer zahlen, obwohl dies gemäß § 24 UStG 
i. V. m. Einführungserlaß BdF vom 20. Dezem- 
ber 1968 — IV a/3 — s 7410 — 41/68 — all- 
gemein vorgeschrieben ist? 

Welchen Vorteil hätte eine Familie im gün- 
stigsten Falle, wenn sie im vollen Umfang den 
Freibetrag für die Kinder sowohl nach der 
Einkommensteuer als auch in sonstigen Berei- 
chen ausnutzt, einschließlich der Sparförde- 
rung? 

Wie hoch ist die Zahl der Familien, die wegen 
der Geringfügigkeit des Einkommens den 
Steuerfreibetrag für Kinder nur begrenzt nut- 
zen können? 
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32. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


33. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


34. Abgeordneter 

Gallus 


35. Abgeordneter 

Burger 


36. Abgeordneter 

Burger 


37. Abgeordneter 

Strohmayr 


38. Abgeordneter 

Strohmayr 

39. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


Welche Gründe veranlassen das Bundesfinanz- 
ministerium dazu, die Berlinhilfe zu erschwe- 
ren und bei den Länderfinanzministerien auf 
Erlasse hinzuwirken, daß Kreditgenossenschaf- 
ten bei Hingabe von Darlehen zur Förderung 
von Baumaßnahmen in Westberlin nach § 17 
des Berlinhilfegesetzes von einem Bauherrn 
und Darlehensnehmer zunächst die Mitglied- 
schaft fordern müssen, um den ermäßigten 
Steuersatz nach § 19 Abs. 2 b des Körper- 
schaftsteuergesetzes nicht einzubüßen, da auch 
Ausnahmeregelungen aus Billigkeitsgründen 
nicht gewährt werden? 

Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
daß die in den Rechenschaftsberichten der Par- 
teien (Bundesanzeiger Nr. 230/1970) aufge- 
führten Spenden bei der Ermittlung des steuer- 
pflichtigen Einkommens der Spender von den 
zuständigen Finanzämtern berücksichtigt wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei Einbauten 
von Elektroheizungen in Neubauten steuer- 
liche Erleichterungen zu gewähren, um damit 
zur Reinhaltung der Luft beizutragen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach 
einem Bericht der Allgemeinen Deutschen 
Weinzeitung über hundert Millionen Liter 
verfälschter Brennweine und Sektgrundweine 
im Jahre 1970 insbesondere über die Benelux- 
länder in die Bundesrepublik Deutschland ein- 
geführt, zu deren Zollabfertigung die deut- 
schen Bestimmungen offensichtlich mehrere 
Wertungen zulassen, da verschiedentlich die 
Einfuhr vom Zollamt Emmerich abgelehnt, vom 
Zollamt Kehl — oder umgekehrt — nach Aus- 
stellen neuer Zollpapiere jedoch zugelassen 
und in der Bundesrepublik Deutschland zu 
„Weinbrand“ bzw. „Deutschen Sekt“ verar- 
beitet wurden? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Einfuhr dieser Kompositionen aus Wasser, 
Sprit und Chemikalien und vor allem ihre Ver- 
arbeitung in der Bundesrepublik Deutschland 
zu verhindern und somit die Verbraucher vor 
Schaden zu schützen? 

Worauf ist der im Jahre 1970 zu verzeichnende 
Rückgang des Einkommensteueraufkommens 
zurückzuführen? 

Wie hoch ist der Betrag, der durch Steuerflucht 
im Jahre 1970 ins Ausland verbracht wurde? 

Trifft es zu, daß die Abwanderung von Finanz- 
beamten in die freie Wirtschaft ständig zu- 
nimmt? 
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40. Abgeordneter 

Dr. Arnold 


Wie beurteilt die Bundesregierung diese Ent- 
wicklung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


41. Abgeordneter 

Höcherl 


42. Abgeordneter 

Höcherl 


43. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 

44. Abgeordneter 
Dr. Evers 


45. Abgeordneter 

Fiebig 


46. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


47. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunsdiweig) 


Glaubt die Bundesregierung, daß die Errich- 
tung der „Bergbaueinheits-Gesellschaft Ruhr- 
kohle AG 11 seit ihrem Bestehen die Kohlekrise 
sowohl sozial als auch betriebs- und volks- 
wirtschaftlich lösen konnte? 

Wer trägt die Verantwortung für die steigen- 
den Kohlepreise, die längeren Lieferfristen 
und die hohen Verluste der „Bergbauein- 
heits-Gesellschaft Ruhrkohle AG iJ 1970? 

Wann ist damit zu rechnen, daß eine Berufs- 
anerkennung für Berufskraftfahrer erfolgt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Einschrän- 
kung des § 22 Abs, 1 zweiter Satz des Gesetzes 
über das Kreditwesen vom 18. Juli 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 881) den inzwischen geänder- 
ten Verhältnissen im Einkommen, im Lebens- 
standard und in den Lebenshaltungskosten an- 
zupassen und den Betrag, der von Sparein- 
lagen mit gesetzlicher Kündigungsfrist ohne 
Kündigung für jedes Sparkonto innerhalb von 
dreißig Zinstagen zurückgefordert werden 
kann, von 1000 DM auf 2000 DM zu erhöhen? 

Ist die Bundesregierung gewillt, die Richtlinien 
über die Gewährung von Beihilfen zur Errich- 
tung oder Erweiterung von Block- und Fern- 
heizwerken vom 11. August 1964 bzw. vom 
13. August 1965 in der bestehenden Form 
weiter gelten zu lassen, oder ist daran gedacht, 
sie durch Änderungen den derzeitigen Ver- 
hältnissen anzupassen? 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
geben, welcher Betrag seitens der Bundes- 
republik Deutschland für den Europäischen 
Entwicklungsfonds seit 1964 eingebracht, und 
in welchem Maße auf die Verwendung Einfluß 
genommen wurde? 

Welche Übersicht besteht über die anteilige 
Beteiligung der Deutschen Wirtschaft bei wirt- 
schaftlichen und sozialen Investitionen in den 
assoziierten Staaten, dem Programm zur Aus- 
bildung von Führungskräften zur Berufsaus- 
bildung, der Erstellung von wirtschaftlichen 
Studien, der Produktionshilfe, der Diversifi- 
zierungshilfe? 
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48. Abgeordneter 

Schedl 


49. Abgeordneter 

Vogt 


50. Abgeordneter 

Vogt 


51. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


52. Abgeordneter 
Haase 

(Kellinghusen) 


53. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


54. Abgeordneter 

Pieroth 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Preis- 
entwicklung für Rohöl und deren Endprodukte 
in der Bundesrepublik Deutschland auf Grund 
der Öl-Gepräche in der persischen Hauptstadt? 

Ist der Bundesregierung bewußt, daß die Be- 
stimmung, wonach immer nur ganze Kreise, 
nicht aber Teile eines Kreises, in die regio- 
nalen Aktionsprogramme einbezogen werden 
dürfen, zu Schwierigkeiten bei der kommuna- 
len Neugliederung führt, und denkt deshalb 
die Bundesregierung daran, die Richtlinien 
dahin gehend zu ändern, daß künftig auch 
Teile eines Kreises in die Förderungsprogram- 
me aufgenommen werden können? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Falle kom- 
munaler Neugliederung die Aktionsräume in 
der Weise neu festzustellen, daß bisher ge- 
förderte Gebiete trotz Änderung der Kreis- 
zugehörigkeit weiterhin in der Förderung ver- 
bleiben? 

Ist der Bundesregierung die Erklärung des 
Ministers für Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Schleswig-Holstein vom 29. Dezember 
1970 bekannt, nach der es „uns Schleswig-Hol- 
steinern nicht weiterhin schlechter geht, als 
der Mehrheit der Bundesbürger, denn: das 
Sozialprodukt je Beschäftigten lag in Schles- 
wig-Holstein schon 1966 höher als der Bundes- 
durchschnitt 1 ' und „von einer strukturellen 
Gefährdung Ende 1970 nicht mehr die Rede 
sein kann", und stimmen diese Behauptungen 
mit den Informationen der Bundesregierung 
über die Situation des Landes Schleswig-Hol- 
stein und seiner Bürger überein? 

Hält es die Bundesregierung angesichts dieser 
Äußerungen für vertretbar, das Land Schles- 
wig-Holstein weiterhin im gleichen Ausmaß 
wie bisher aus Bundesmitteln zu fördern, oder 
sollten Bundesausgleichsmittel (Ergänzungszu- 
weisungen des Bundes für finanzschwache 
Länder) nur jenen Ländern zukommen, die 
nicht von sich behaupten, daß der Lebensstan- 
dard ihrer Bevölkerung über dem Bundes- 
durchschnitt liegt? 

Entspricht es den Tatsachen, daß das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft etwa 2800 An- 
träge auf Investitionszulage, die allein von 
Bayern vorgelegt wurden, noch nicht bearbei- 
tet hat? 

Wann ist mit einem Ergebnis der Untersu- 
chungen des interministeriellen Arbeitskreises, 
der sich mit preis- und wettbewerbspolitischen 
Fragen auf dem Düngemittelmarkt beschäftigt, 
zu rechnen, und beabsichtigt die Bundesregie- 
rung ggf. die Wiedereinführung der Höchst- 
preisregelung für Kalkammonsalpeter? 
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Geschäftsbereich des Bundesminisiers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


55. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Frau Stommel der Verteuerung der Trinkmilch entgegenzu- 
treten, die aufgrund der Freigabe des End- 
preises für Trinkmilch ab 1. Februar 1971 zu 
erwarten ist? 


56. Abgeordnete Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Frau Stommel den von den Milchpreiserhöhungen betroffe- 
nen jungen und kinderreichen Familien eine 
finanzielle Erleichterung zu schaffen? 

57. Abgeordneter Ist die Bundesregierung im Falle einer Ver- 
Dr. Gleissner Weigerung einer ausreichenden Angleichung 

der Agrarpreise durch die EWG-Kommission 
bereit, daraus Konsequenzen zu ziehen und 
z. B. die Aussetzung der Rechnungseinheit zu 
beantragen? 

58. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Ritgen rung, angesichts der wachsenden Preiskosten- 

schere in der deutschen Landwirtschaft die 
Kosten in der Landwirtschaft zu senken? 

59. Abgeordneter Treffen Informationen zu, wonach in den Nie- 

Dr. Ritgen derlanden die Landwirte bei Flurbereinigungs- 

verfahren nur anteilmäßig mit einem Sechstel 
der entstehenden Kosten belastet werden, und 
sieht die Bundesregierung hierin auch eine 
zusätzliche Wettbewerbsverzerrung zu Lasten 
der deutschen Landwirtschaft? 

60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. Ritz die Forderung nach Erhöhung von Agrarer- 

zeugerpreisen die Preisstabilität gefährdet und 
das politische Klima in der Bundesrepublik 
Deutschland vergiftet? 

61. Abgeordneter Auf Grund welcher veränderten wirtschaftli- 

Dr. Früh chen Daten hat Bundeswirtschaftsminister 

Schiller (lt. Meldung im Nachrichtenspiegel 
Wirtschaft und Finanzen vom 22. Januar 1971) 
seinen Widerstand gegen eine Erhöhung der 
Agrarpreise aufgegeben und damit seinen in 
der 78. Sitzung des 6. Deutschen Bundestages 
vertretenen Standpunkt revidiert? 

62. Abgeordneter Welche Schritte und Maßnahmen gedenkt die 

Dr. Früh Bundesregierung zu unternehmen, das auch 

nach ihrer Meinung zu stark abgesunkene 
Niveau der Agrarpreise wieder auf den Stand 
nach der Aufwertung zu bringen? 
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63. Abgeordneter Gibt es im Bereich der Landwirtschaft genü- 

Löffler gend überbetriebliche Ausbildungsstätten, die 

unter Berücksichtigung der zunehmenden Spe- 
zialisierung landwirtschaftlicher Betriebe dem 
Auszubildenden eine umfassende Berufsaus- 
bildung auf breiter Basis gewährleisten? 

64. Abgeordneter Falls die Frage 63 verneint wird, sieht die 

Löffler Bundesregierung eine Möglichkeit, solche Aus- 

bildungsstätten zu fördern, ähnlich wie es 
beim Gewerbe geschieht? 

65. Abgeordneter Ist das von einigen Forstämtem in der Bun- 

Dr. Gruhl desrepublik Deutschland zur Vernichtung un- 

erwünschten Unterholzbestandes verwendete 
Sprühmittel „Tormona 80“ — das in seiner 
Zusammensetzung in etwa dem in den USA 
jetzt verbotenen Sprühmittel entspricht, mit 
dem die Wälder in den Dschungelgebieten 
Vietnams entlaubt wurden und das dort nach- 
weislich zu Mißbildungen bei Säuglingen ge- 
führt hat — von der Biologischen Bundesan- 
stalt für Land- und Forstwirtschaft geprüft und 
zur Anwendung in der Bundesrepublik 
Deutschland freigegeben worden? 

66. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Schröder zu verhindern, daß die gesamte ostfriesische 

(Wilhelminenhof) Küstenfischerei durch ein Ausrotten der Fisch- 

und Krabbenbestände in ihrer Existenz be- 
droht wird, nachdem nach Inkrafttreten des 
Artikels 4 der EWG -Verordnung am 1. Fe- 
bruar 1971 alle Fischer der EWG-Staaten freien 
Zugang zu den Hoheitsgewässem der dieser 
Vereinigung angehörenden Staaten haben? 

67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Verschie- 

Sdiröder bung des oben genannten Termins so lange 

(Wilhelminenhof) zu erreichen, bis die Fragen der Kontingen- 
tierung von Fängen, der Schutzzonen oder 
anderer Schutzmaßnahmen geklärt sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


68. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die für 
Dr. Jenninger die Anerkennung von Berufs- oder Erwerbs- 
unfähigkeit bei Berufskraftfahrern zuständigen 
Stellen (einschließlich Sozialgerichte) erwerbs- 
oder berufsunfähig gewordene Berufskraftfah- 
rer als ungelernte Arbeiter einstufen? 
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69. Abgeordnete 

Frau Dr. Walz 


70. Abgeordneter 

Kohlberger 


71. Abgeordneter 

Kohlberger 


72. Abgeordneter 

Lemmrich 


73. Abgeordneter 

Lemmrich 


74, Abgeordneter 

Hansen 


75. Abgeordneter 

Leicht 


76. Abgeordneter 

Leicht 


77. Abgeordneter 

Zebisdi 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, Musikern in der musikalischen Ju- 
gend- und Erwachsenenbildung und in der 
Laienmusikpflege stehenden Mitarbeitern und 
musikalischen Fachpersönlichkeiten anderer 
Bereiche zur Teilnahme an Fortbildungsmaß- 
nahmen wie Kursen und Arbeitstagungen be- 
zahlten Bildungsurlaub zu gewähren, in einer 
gesetzlichen Regelung besonders zu berück- 
sichtigen? 

Wie weit ist inzwischen die Entwicklung myo- 
elektrisch gesteuerter Armprothesen gediehen, 
und hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung die Entwicklung eigener Kon- 
struktionen in Angriff genommen? 


Sind bereits Maßnahmen zur Versorgung Un- 
terarmamputierter mit myoelektrisch gesteu- 
erten Prothesen getroffen? 


Wie hoch würden sich die jährlichen Kosten 
belaufen, wenn die Frist für den ersten Pflicht- 
versicherungsbeitrag, der zur Anrechnung des 
Wehrdienstes als Ersatzzeit auf die gesetzliche 
Altersversicherung notwendig ist, von drei 
auf fünf Jahre verlängert würde? 


Wie hoch würden sich die jährlichen Kosten 
belaufen, wenn grundsätzlich allen Kriegsteil- 
nehmern, deren Wehrdienstzeit bisher nicht 
als Ersatzzeit geltend gemacht werden konnte, 
diese Zeit als Ersatzzeit für ihre Altersver- 
sicherung angerechnet bekämen? 


Auf welche Weise beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, den offenkundigen Mißständen beim 
„Verleih" von deutschen und ausländischen 
Arbeitnehmern entgegenzuwirken? 


Bis wann glaubt der Bundesarbeitsminister, 
daß eine gesetzliche Regelung erfolgen kann, 
die die Gleichbehandlung der Rehabilitanten, 
gleichgültig aus welchem Land sie stammen 
und wo sie ihre Schulung erhalten, sicherstellt? 


Wird man die Tatsache steigender Einkommen 
auch in Zukunft bei der Festlegung der Beihil- 
fen berücksichtigen und eine Regelung schaf- 
fen, die eine schnellere Anpassung garantiert? 


Stimmen Pressemeldungen, wonach sich aus 
einer Untersuchung der Arbeitsmarktsituation 
für Frauen deutlich abzeichnet, daß die deut- 
schen Unternehmer Frauen ab 30 Jahren nicht 
mehr gerne neu einstellen, und hält die Bun- 
desregierung diese Praxis für verfassungsge- 
mäß? 
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78. Abgeordneter 
Zebisch 


79. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


80. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


81. Abgeordneter 
Brück 
(Holz) 


82. Abgeordneter 

Dröscher 


83. Abgeordnete 

Frau Tübler 


84. Abgeordnete 

Frau Tübler 


Was wird die Bundesregierung unternehmen, 
um die Diskriminierung der Frauen im Ar- 
beitsleben zusammen mit den Gewerkschaften 
abzubauen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung, nachdem 
sie von Sozialgerichten durch Vergleich oder 
Urteil zur Rentengewährung verpflichtet wur- 
den, häufig erst nach mehreren Monaten der 
Rentenberechnung und Anweisung der Ren- 
tennachzahlung nachkommen? 

Wird die Bundesregierung in Wahrnehmung 
der Interessen der Betroffenen, die oft jahre- 
lange Rechtsstreite zur Durchsetzung ihrer 
Rentenansprüche führen müssen, die Renten- 
versicherungsträger anweisen, die Rentenbe- 
scheide ohne bürokratische Verzögerungen 
unverzüglich zu erteilen und wenn immer 
möglich, Vorschußzahlungen auf die zu er- 
wartende Rentennachzahlung zu leisten? 

Hält die Bundesregierung eine Ergänzung der 
Arbeitsschutzverordnung für Winterbaustel- 
len vom 1. August 1968 für erforderlich, da- 
mit auch Lehrlingen im Baugewerbe die 
Schutzkleidung nach § 2 dieser Verordnung 
zur Verfügung zu stellen ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung, die Not- 
wendigkeit der Schaffung eines europäischen 
Sozialrechts angesichts des Urteils des Bundes- 
sozialgerichts in der Sache Nr. IV RJ 435/66, 
nach welchem einem auf deutschem Gebiet 
wohnhaften deutschen Staatsbürger, der bei 
einer luxemburgischen Firma arbeitete, die 
Rente nach einem Unfall auf dem Weg zum 
Arbeitsplatz in letzter Instanz nur deshalb 
abgesprochen wird, weil er bei einer nicht in 
der Bundesrepublik Deutschland, sondern im 
EWG-Raum beheimateten Firma im Arbeits- 
verhältnis stand? 

Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß den von öffentlichen oder privaten Ar- 
beitgebern ins Ausland entsandten Angestell- 
ten, die nur wegen Überschreitens der Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 
Nr. 2 der Reichsversicherungsordnung ver- 
sicherungspflichtig sind, nach ihrer Rückkehr 
ins Inland nach dem 31. März 1971 das Recht 
einzuräumen ist, ebenfalls der gesetzlichen 
Krankenversicherung beizutreten? 

Ist die Bundesregierung bereit, wenn diese 
Beitrittsmöglichkeit entsprechend Artikel 4 § 1 
des Zweiten Krankenversicherungsänderungs- 
gesetzes vom 21. Dezember 1970 für den be- 
troffenen Personenkreis nicht besteht, alsbald 
die gesetzliche Grundlage für dieses Beitritts- 
recht zu schaffen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


85. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


86. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


87. Abgeordneter 
Dr. Hammans 


88. Abgeordneter 
Cramer 


89. Abgeordneter 

Engelsberger 


90. Abgeordneter 

Engelsberger 


91. Abgeordneter 

Pawelczyk 


Welche Überlegungen haben dazu geführt, daß 
ein Oberstleutnant, sofern er nach A 15 besol- 
det wird, 36 Werktage, sofern er dagegen nach 
A 14 besoldet wird, nur 31 Werktage Erho- 
lungsurlaub erhält, wie es das Bundesministe- 
rium der Verteidigung in den Mitteilungen an 
die Presse — Nummer VII/ 141 vom 1. Dezem- 
ber 1970 — zur Kenntnis gegeben hat? 

Warum wird bei Festlegung der Dauer des 
Erholungsurlaubs nicht ausschließlich auf das 
Lebensalter abgestellt, sondern daneben auch 
auf den Dienstgrad und innerhalb desselben 
Dienstgrades sogar auf die Besoldungsstufen, 
wie aus Frage 85 hervorgeht? 

Wie erklärt es die Bundesregierung, daß das 
Bundesministerium der Verteidigung inzwi- 
schen bereits die Genehmigung für Übungs- 
flüge des Senkrechtstarters „Harrier" in der 
Venloer Heide erteilt hat, und warum ist vor 
Erteilung dieser Genehmigung nicht der vom 
Parlamentarischen Staatssekretär Berkhan am 
15. September 1970 zugesagte Anhörungster- 
min nach dem Luftverkehrsgesetz mit den be- 
troffenen örtlichen Behörden durchgeführt 
worden? 

Warum wird bei der Erstattung des Verdienst- 
ausfalles bei Teilnahme an Wehrübungen nach 
Grundsätzen verfahren, die unterschiedlich 
sind? 

Treffen mir zugegangene Informationen zu, 
daß am 16. Dezember 1970 im neu erbauten 
Munitionslager Teisendorf, Landkreis Laufen, 
Angehörige der sowjetischen Militärmission 
die Möglichkeit erhielten, den sonst streng be- 
wachten Sperrbezirk zu betreten und Aufnah- 
men zu machen, und sieht die Bundesregierung 
darin nicht eine Beeinträchtigung der Sicher- 
heitsinteressen der Bundesrepublik Deutsch- 
land? 

Warum wurde dieses Munitionslager nach den 
bisherigen Waffendiebstählen in Depots der 
Bundeswehr nur mit einem einfachen Maschen- 
drahtzaun abgesichert und damit die Aufgabe 
der Wachmannschaft — insbesondere bei Ne- 
bel — sehr erschwert? 

Ist die Bundesregierung bereit, für eine Über- 
gangszeit die Soldatenlaufbahnverordnung in- 
soweit zu ändern, daß ältere Fachoffiziere be- 
reits vor Ablauf von sieben Dienstjahren seit 
der Beförderung zum Stabsfeldwebel zum 
Hauptmann befördert werden können? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


92. Abgeordneter 

Wuwer 


93. Abgeordneter 

Niegel 


94. Abgeordneter 

Meister 


95. Abgeordneter 

Meister 


96. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vodcenhausen 


97. Abgeordneter 

Baeuchle 


98. Abgeordneter 

Baeudile 


99. Abgeordneter 

Sieglerschmidt 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 
gesellschaftliche Isolierung körperlich und gei- 
stig Behinderter zu unternehmen? 

Ist zu befürchten, daß ähnlich wie in den Ver- 
einigten Staaten von Amerika auch in Deutsch- 
land Fischkonserven, insbesondere Thunfisch- 
konserven, Quecksilber oder Quecksilberver- 
bindungen enthalten? 

Warum ist die Ausbildung der Kranken- 
schwestern — in Sonderheit die der Ausbil- 
dungsschwestem — nicht in den Bildungsplan 
der Bundesregierung einbezogen, und sollte 
nicht eine einheitliche Regelung festgelegt 
werden? 

Ist der Bundesregierung die Problematik der 
Kinderkrankenschwestern bekannt, die in klei- 
nen Häusern ausgebildet werden? 

Welche Sicherheitsmaßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung für die Apotheken im Hin- 
blick auf die in letzter Zeit sich häufenden 
Einbrüche auf dort lagernde Rauschgifte und 
Opiate festzulegen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Land 
Baden-Württemberg zahlreiche Landwirte, de- 
ren Kinder landwirtschaftliche Fachschulen be- 
suchen, mit ihren Anträgen aus Ausbildungs- 
beihilfe nach dem Ausbildungsförderungsge- 
setz von Landratsämtern und Landwirtschafts- 
ämtern abgewiesen worden sind, mit dem Hin- 
weis, man wisse bei den Ämtern noch nicht, 
ob überhaupt und von welchem Kostenträger 
Ausbildungsbeihilfen gewährt würden? 

Steht dieses Verhalten der Ämter nicht in 
Widerspruch zu den Bestimmungen des Aus- 
bildungsförderung sgesetzes, wonach jedem 
Jugendlichen, der im Zuge der Berufsausbil- 
dung eine Fachschule besucht, im Rahmen der 
festgelegten Einkommensgrenzen eine Aus- 
bildungbeihilfe zusteht, und ist die Bundes- 
regierung bereit, aufklärend zu veranlassen, 
daß das Ausbildungsförderungsgesetz einheit- 
liche Anwendung findet? 

Ist die von der Staatsanwaltschaft in ihrer Zu- 
stimmung zur Einstellung des Contergan-Pro- 
zesses gemachte Feststellung „Es muß bezwei- 
felt werden, daß das Bundesgesundheitsamt 
während der Tatzeit von seiner personellen 
Besetzung sowie den ihm zur Verfügung ste- 
henden Kompetenzen her imstande gewesen 
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ist, den sich abzeichnenden Gefahren auf dem 
Arzneimittelsektor mit der nötigen Schnellig- 
keit und Gründlichkeit zu begegnen", heute 
noch zutreffend, und ist die im gleichen Zu- 
sammenhang von der zuständigen Kammer 
des Landgerichts Aachen gegebene Einschät- 
zung „Auch heute noch sind Arzneimittelher- 
steller infolge einer immer noch fehlenden 
wirksamen staatlichen Kontrolle der Versu- 
chung ausgesetzt, wirtschaftliche Gesichts- 
punkte den berechtigten strafrechtlich ge- 
schützten Interessen der Patienten überzu- 
ordnen" richtig? 

100. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung im Rahmen 
Sieglerschmidt des geltenden Rechts — etwa durch angemes- 
sene Finanzierung entsprechender Maßnah- 
men — oder durch gesetzgeberische Initiative 
zu tun um sicherzustellen, daß mögliche ge- 
sundheitsschädliche Nebenwirkungen, insbe- 
sondere neuer Arzneimittel, durch ein wirksa- 
mes Meldesystem schnell erfaßt sowie unter- 
sucht werden und, falls solche Nebenwirkun- 
gen mit hinreichender Sicherheit festgestellt 
werden, sofort zu den notwendigen Gegen- 
maßnahmen bis zur Verhinderung des weite- 
ren Verkaufs eines derartigen Arzneimittels 
führen? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


101. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Konse- 

Wuwer quenzen aus der vom Bundesamt für Statistik 

ermittelten Tatsache zu ziehen, daß Lastkraft- 
wagen mit einem Bruttogewicht von über 9 t 
häufiger in Unfälle mit tödlichem Ausgang 
verwickelt sind als solche mit geringerem 
Gewicht? 


102. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Dr. Fuchs sache, daß der Deutsche Verkehrssicherheits- 

rat in seinem Haushalt für das Jahr 1971 kei- 
nerlei finanzielle Mittel für die verkehrserzie- 
herische Arbeit der evangelischen und katho- 
lischen Kirche vorgesehen hat, und ist sie be- 
reit, ihren Einfluß geltend zu machen, daß die 
„Katholische Bundesarbeitsgemeinschaft Ver- 
kehr" auch weiterhin finanzielle Mittel in der 
bisherigen Höhe erhält? 


103. Abgeordneter Ist es beabsichtigt, neben der von der Deut- 

Dr. de With sehen Bundesbahn Frührentnern durch die 

„Freundschaftsreisen" gewährten Vergünsti- 
gung auch den anderen Rentnern Vergünsti- 
gungen einzuräumen, wie es bereits durch die 
Vergünstigungen im Rahmen des „Reisespaß- 
passes" der Fall war? 
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104. Abgeordneter Falls solche Vergünstigungen eingeräumt wer- 

Dr. de With den sollen, ab wann und in welcher Art kom- 

men diese in Betracht? 

105. Abgeordneter Ist der von der Deutschen Lufthansa seit kur- 

Dr. Riedl zem im Liniendienst eingesetzte „Jumbo-Jet" 

(München) (Boeing Jet 747) uneingeschränkt flugfähig, 

oder muß auf Grund der immer wieder auf- 
tretenden Verspätungen bzw. Flugausfälle an- 
genommen werden, daß noch erhebliche tech- 
nische Mängel an diesem Flugzeug bestehen, 
die einen reibungslosen und pünktlichen Ver- 
kehr noch nicht gewährleisten? 

106. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung möglich zu erwir- 

Dr. Hammans ken, daß die Jahresfahrkarten, die in Nord- 

rhein-Westfalen an Schüler für die Benutzung 
von Omnibuslinien der Deutschen Bundespost 
für die Schüler kostenlos abgegeben werden, 
und die aus verständlichen Gründen nach dem 
Verlust nicht ersetzt werden können, durch 
ein Zwölferblock-System (je 1 Karte für 1 Mo- 
nat) abgelöst werden? 

107. Abgeordneter Wieviel Anträge auf Errichtung und Unterhalt 

Dr. Gleissner von Wildschutzzäunen bei Bundesautobahnen 

sind in den Jahren 1969 und 1970 beim Bundes- 
verkehrsministerium gestellt worden, und wie- 
viel dieser Anträge sind zur Ausführung ge- 
langt? 

108. Abgeordneter Wird mit der Einführung der neuen Straßen- 

Seefeld verkehrs-Ordnung in der Bundesrepublik 

Deutschland das gewollte Ziel, die Vereinheit- 
lichung der Straßenverkehrsregeln in Europa, 
erreicht, und welche anderen europäischen 
Länder schließen sich wann den einheitlichen 
Regeln an? 

109. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, auf die Deut- 

Dr. Apel sehe Bundesbahn einzuwirken, damit das ge- 

genwärtig sehr komplizierte Antragsverfahren 
für Fahrpreisermäßigungen kinderreicher Fa- 
milien stark vereinfacht wird? 


110. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, daß Stra- 

Rollmann ßenverkehrsrecht dahin gehend zu ergänzen, 

daß für Schwerbeschädigte Parkplätze vor de- 
ren Wohnung markiert werden? 

111. Abgeordneter Werden beim Bundesverkehrsministerium Sta- 

Dröscher tistiken über Straßen bzw. Punkte an Straßen 

geführt, wo Unfälle sich häufen, und werden 
daraus zentral Schlußfolgerungen für Baumaß- 
nahmen gezogen, die solche Unfälle vermei- 
den helfen könnten? 
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112. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die kürz* 

Lensing lieh in Kraft getretene Erweiterung des § 6 a 

des Güterkraftverkehrsgesetzes, die die An- 
nahme eines fiktiven Standortes innerhalb 
einer 30 km-Zone für alle deutschen Unter- 
nehmer vorsieht, insofern nutzlos geworden 
ist, als Standorte, die als Ortsmittelpunkte für 
diese 30 km herangezogen werden konnten 
und die sich als einzig wirtschaftlich für die 
Unternehmen herausgestellt hatten, in vielen 
Fällen durch kommunale Neugliederung aus 
der 30 km-Zone herausgelagert wurden? 

113. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die hierdurch 

Lensing entstandenen Ungleichheiten im Wettbewerb, 

welche vor allem für grenznahe Unternehmer 
entstanden sind, die sowieso den Radius von 
30 km nur sehr begrenzt ausnutzen können, zu 
beseitigen, indem sie die bisherigen Ortsmit- 
telpunkte, die durch die kommunale Neuord- 
nung nur noch Ortsteilmittelpunkte sind, wei- 
terhin als fiktive Standorte gelten läßt? 

114. Abgeordneter Sind die Überlegungen der Bundesregierung 

Dr. Evers über die Gebührenerhöhungen bei der Deut- 

schen Bundespost weitergegangen, und kön- 
nen inzwischen Angaben darüber gemacht 
werden, bei welchen Dienstleistungen der 
Deutschen Bundespost Gebührenerhöhungen 
geplant sind und in welcher Größenordnung 
sich diese bewegen werden? 

115. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die starre 

Dr. Hubrig Formulierung des § 30 Abs. 2 der Fernsprech- 

ordnung, wonach im Rahmen der bundeswei- 
ten Verwaltungs- und Gebietsreform Aus- 
nahmeverzonungen nur zugelassen werden, 
wenn die zu verbindenden Ortsnetze nicht 
mehr als 5 km voneinander entfernt sind? 

116. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Hubrig rung, auf eine flexiblere Formulierung der 

Vorschrift des § 30 Abs. 2 der Fernsprechord- 
nung hinzuwirken, um unter Ausklammerung 
starrer Entfernungsgrenzen größere Verwal- 
tungsräume zum Ausgangspunkt der Überle- 
gungen zu machen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


117. Abgeordnete Welche Prioritäten setzt die Bundesregierung 
Frau Dr. Walz für die Reform der Bildungsverwaltung? 
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118. Abgeordneter 
Dr. Gölter 


119. Abgeordneter 
Pfeiler 


120. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


121. Abgeordneter 

Dr. Slotta 


122. Abgeordneter 

Wohlrabe 


123. Abgeordneter 

Wohlrabe 


Handelt es sich bei der in der Pressemitteilung 
des Bundesministers für Bildung und Wissen- 
schaft vom 17. Januar 1971 angeführten 
deutsch-schwedischen Kommission zur Unter- 
suchung von Fragen der Mitwirkung in Schule, 
Hochschule und Forschung um eine Kommis- 
sion der beiden genannten Staaten oder der 
sozialdemokratischen Parteien beider Länder? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den in 
Presseberichten mitgeteilten Beschluß des 
Gründungssenats der Universität Bremen, wo- 
nach wegen eines Mangels an genügend quali- 
fizierten und zugleich promovierten Nachwuch- 
ses künftig auch Bewerber ohne Promotion als 
Hochschullehrer in Bremen eingestellt werden 
sollen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Verein- 
barkeit des gegenwärtig im saarländischen 
Landtag diskutierten Universitätsgesetzent- 
wurfs mit dem geplanten Rahmengesetz des 
Bundes, insbesondere in Fragen der Personal- 
struktur, der Selbstverwaltung und der Orga- 
nisationsstruktur sowie im Verhältnis zur Ein- 
führung der integrierten Gesamthochschule? 

Hat die Bundesregierung die Kapazitätsberech- 
nungen und Zulassungspraxis derjenigen Uni- 
versitäten, die besondere Bundesmittel im 
Rahmen von Sofortprogrammen zum Abbau 
des numerus clausus beantragen, z. B. der 
Universität des Saarlandes, auf ihre sachliche 
Richtigkeit und ihre rechtliche Zulässigkeit 
überprüft? 

Wieviel Zuschüsse sind in den verschiedenen 
Einzelplänen des Bundeshaushaltes 1971 für 
die Arbeitsgemeinschaft deutscher Studenten- 
schaften (ADS) vorgesehen? 

Ist die Bundesregierung bereit zu bestätigen, 
daß diese Mittel für den Fall der Auflösung 
des ADS ersatzlos gestrichen und nicht ande- 
ren linksradikalen Studentenverbänden zuge- 
führt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


124. Abgeordneter In welcher Weise unterstützt die Bundesregie- 
Josten rung die Aktion Gemeinsinn, die am 21. Ja- 

nuar 1971 eine Kampagne für die Entwick- 
lungshilfe eröffnet hat? 


125. Abgeordnete In welcher Weise hat die durch den Macht- 
Frau Lauterbach Wechsel in Uganda veränderte Lage Auswir- 
kungen auf die deutsche Entwicklungspolitik 
und die Sicherheit unserer Entwicklungshelfer? 
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126. Abgeordnete Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Frau Lauterbach rung, die von ihr in Erwägung gezogenen Ver- 
träge auf der Basis der UNDP-Entwicklungs- 
hilfe auch für deutsche Entwicklungshelfer zu 
verwirklichen, und gibt es Beispiele dafür bei 
Verträgen anderer Geberländer? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


127. Abgeordneter Wie hoch beläuft sich der Betrag, den Kanzler- 
Schedl berater Leo Bauer im Haushaltsjahr 1970 aus 

dem Haushalt des Bundes erhalten hat, und 
wofür wurden die Beträge im einzelnen be- 
zahlt? 

Haben Vertreter der jüdischen Gemeinde in 
Warschau und des dortigen Rabbinats an der 
Kranzniederlegung durch den Bundeskanzler 
vor dem Ehrenmal teilgenommen, und ist die- 
sen Vertretern gegenüber eine Entschuldigung 
oder Bitte um Verzeihung ausgesprochen wor- 
den? 

Hat der Bundeskanzler bei den Gesprächen 
mit den polnischen Staats- und Parteifunktio- 
nären, gemäß der Verpflichtung unserer eige- 
nen Gesetzgebung und der von uns eingegan- 
genen internationalen Verträge — insbeson- 
dere der Menschenrechtscharta der LTNO — f 
die mitmenschlichen Belange der von den pol- 
nischen Kommunisten noch immer verfolgten 
Juden wahrgenommen? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


130. Abgeordneter Bietet die Nahostpolitik der Bundesregierung 
Heyen irgendeinen Anhaltspunkt dafür, daß die Kon- 

tinuität der freundschaftlichen Beziehungen zu 
Israel durch die außenpolitischen Zielsetzun- 
gen der Bundesregierung in Zweifel gezogen 
werden könnte? 

Teilt die Bundesregierung die in der israeli- 
schen Zeitung „Ma'ariv" am 5. Januar 1971 
geäußerte Meinung, daß eine Entspannung in 
Mitteleuropa auch bei der Lösung des Nahost- 
konfliktes behilflich sein könnte? 

132. Abgeordneter Kann die Bundesregierung erklären, daß sie 
Freiherr bei den angekündigten deutsch-polnischen 

von Fircks Verhandlungen über praktische Schritte der 

Normalisierung der Beziehungen im Wege 
der Gegenseitigkeit die Aufhebung der Ein- 
fuhr- und Verkaufsbeschränkungen (Zeitun- 


131. Abgeordneter 

Heyen 


129. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


128. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 
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133. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


134. Abgeordneter 

Storm 


135. Abgeordneter 

Storm 


136. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


137. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


138. Abgeordneter 

Dr. Schulz e- 
Vorberg 

139. Abgeordneter 

Niegel 


gen, Zeitschriften etc.) für westdeutsche Publi- 
kationen in Polen betreiben wird, um auf 
diese Weise für die polnische Bevölkerung 
und die in Polen lebenden Deutschen mehr und 
umfassendere Informationsmöglichkeiten über 
die Bundesrepublik Deutschland zur Verfü- 
gung zu stellen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, im Wege der Gegenseitigkeit schon jetzt 
eine in polnischer Sprache erscheinende deut- 
sche Zeitschrift mit umfassenden politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Informationen 
über die Bundesrepublik Deutschland in Polen 
zur Verteilung zu bringen, ähnlich wie umge- 
kehrt polnische Stellen die deutschsprachige 
Informationszeitschrift „Polnische Perspekti- 
ven", herausgegeben vom Polnischen Institut 
für Internationale Angelegenheiten in War- 
schau, ungehindert in der Bundesrepublik 
Deutschland verteilen kann? 

Ist der Bundesregierung die finanzielle Situa- 
tion der UNRWA im Rechnungsjahr 1971 be- 
kannt, und wie hoch waren die Mittel in den 
letzten fünf Jahren, mit denen sich die Bundes- 
regierung an den Aufgaben der UNRWA be- 
teiligte? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, in Zukunft 
ihren Anteil an den Finanzmitteln der 
UNRWA zu erhöhen, oder welche Möglich- 
keiten sieht die Bundesregierung zur aus- 
schließlich humanitären Hilfe für die palästi- 
nensischen Flüchtlinge im Nahen Osten, ohne 
daß das Prinzip der Nichteinmischung in innere 
Angelegenheiten fremder Staaten verletzt 
wird? 

Hat die Bundesregierung die Möglichkeit ge- 
nutzt, im Rahmen ihrer Ostpolitik auch über 
die bislang unversorgten deutschen Kriegs- 
gräber in Osteuropa zu verhandeln? 

Trifft es zu, daß deutsches Eigentum in Chile 
enteignet wurde oder enteignet werden soll, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um das deutsche Eigentum zu schützen, das 
oft in der Form „privater Entwicklungshilfe" 
begründet worden ist? 

Welche Gebühren und andere Kosten wurden 
für deutsche Auswanderer in den deutsch- 
polnischen Verhandlungen vereinbart? 

Ist die Bundesregierung bereit vorzuschlagen, 
daß dem Staatspräsidenten von Guinea, Sekou 
Toure, auf Grund der Vorgänge in Conakry 
die Befugnis zum Tragen des Bundesverdienst- 
kreuzes entzogen wird? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Was waren die Beweggründe für die laut 
Wuwer Pressemeldungen erfolgte Auflösung der 

China- Abteilung des Auswärtigen Amts? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


2. Abgeordneter Welche Modelle hat die Bundesregierung über 
Zebisch Möglichkeiten der Bewältigung des Kunststoff- 

mülls bereits erarbeitet bzw. erarbeiten las- 
sen? 

Hält es die Bundesregierung mit den Bedürf- 
nissen des Umweltschutzes für vereinbar, in 
Eltville die geplante Umgehungsstraße am 
Rhein entlang zu bauen und damit einen nicht 
unwichtigen Erholungsbereich durch eine 
mehrspurige Autostraße zu gefährden? 

4 . Abgeordneter Würde die große Nordumgehung dem Ge- 

Schmidt sichtspunkt des Umweltschutzes nicht erheb- 

(München) lieh besser Rechnung tragen? 

5. Abgeordneter Nach welchen Kriterien werden die Dringlich- 

Kohlberger keitslisten für Bauten des Katastrophen- 

schutzes aufgestellt, und an welcher Stelle 
rangiert Augsburg auf diesen Listen? 

6. Abgeordneter Ist es nicht möglich, daß anstatt des für Mün- 

Kohlberger chen in Aussicht genommenen und bis zur 

Olympiade nicht mehr fertigzustellende Pro- 
jekt, der Ausbau des THW in Augsburg for- 
ciert wird, zudem das dafür benötigte Gelände 
vorhanden ist, und zur Zeit für einen angemie- 
teten Abstellplatz jährlich 70 000 DM Miete 
bezahlt werden müssen? 

7. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Josten die Tolerierung des Verfahrens der Ersatz- 

kassen, Versicherten mit hohem Einkommen 
keine Krankenscheine auszustellen, sondern 
die Aufwendungen teilweise zu erstatten, er- 
hebliche unsoziale Ungleichheiten bei den Be- 
amten entstehen, indem Beamte, die freiwillig 
einer Ersatzkasse angehören, mit hohem Ein- 
kommen Beihilfe in Anspruch nehmen können, 
mit niedrigem Einkommen hingegen nicht? 


3. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die gestie- 

Erhard genen Lebenshaltungskosten zum Anlaß zu 

(Bad Schwalbach) nehmen, einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit 

dem die Pfändungsfreigrenzen erhöht werden 
und damit der Schutz säumiger Schuldner er- 
weitert wird? 

9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Gesetzes- 

Engelsberger initiative einzuleiten, damit für erpresseri- 

schen Kindesraub die strafrechtlichen Bestim- 
mungen verschärft werden und damit ein über- 
handnehmen der Kindesentführungen in der 
Bundesrepublik Deutschland verhindert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter Ist der Bundesfinanzminister in Hinblick, auf 

Erhard den Umstand, daß die vorschulische Ausbil- 

(Bad Schwalbach) düng der Kinder in entsprechenden öffent- 
lichen Einrichtungen in weiten Teilen der Bun- 
desrepublik Deutschland eingeführt werden 
soll, bereit, die von den Eltern aufzubringen- 
den Beiträge oder Gebühren als Sonderaus- 
gaben anzuerkennen und dies in die Lohn- 
steuer- und Einkommensteuer-Richtlinien auf- 
zunehmen? 

11. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Prassler eine baldige Auszahlung der Altsparerent- 

schädigungen durch Freigabe entsprechender 
Mittel beim Bundesausgleichsamt insbesondere 
für ältere Sparer zu erreichen? 

12. Abgeordneter Welche öffentlich nicht bekannten Vorschriften 

Dr. Prassler für Grenzkontrollbeamte sind erlassen, nach 

denen private Fahrer firmeneigener Fahrzeuge 
bei der Grenzüberschreitung nachweisen müs- 
sen, ob sie zur Benutzung solcher Fahrzeuge 
berechtigt sind, und die zur Klärung der Eigen- 
tümerfrage sogar zum Festhalten des Fahrers 
bis zu zwölf Stunden berechtigen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Einfuhr- 
Höcherl erklärungen stufenweise abzuschaffen, um den 

Verwaltungsaufwand einzudämmen? 
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14. Abgeordneter Warum ist die Stadt Geesthacht nicht als über- 
Dr. Beermann geordneter Schwerpunkt in den Strukturplan 

der Bundesregierung aufgenommen worden, 
und wird die Bundesregierung sich bemühen, 
bei nächstmöglicher Gelegenheit sich dafür 
einzusetzen, daß die Stadt Geesthacht als über- 
geordneter Schwerpunkt anerkannt wird? 

15. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die Erhöhung der 

Schirmer Stickstoffpreise nach Aufhebung der Höchst- 

preisverordnung für Kalkammonsalpeter be- 
kannt, und welche Gründe sind dafür maß- 
geblich? 

16. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Schirmer rung, um einer weiteren Preiserhöhung für 

Stickstoffdünger entgegenzuwirken? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter Trifft es zu, daß die EWG-Kommission ein 

Dr. Häfele Förderprogramm für ländliche Entwicklungs- 

gebiete vorbereitet und dabei den Schwarz- 
wald, die Baar und die Schwäbische Alb nicht 
berücksichtigen will? 

18. Abgeordneter Setzt sich die Bundesregierung dafür ein, daß 

Dr. Häfele die genannten Gebiete ebenfalls berücksich- 

tigt werden? 

19. Abgeordneter Welche Erfahrungen machte der Bundesmini- 

Baier ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

bei der Schulmilchspeisung in Schleißheim, und 
ist er bereit, bei eventuellen positiven Erfah- 
rungen sich tatkräftig für eine kostenlose 
Schulmilchspeisung in der Bundesrepublik 
Deutschland einzusetzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Frei- 

Link fahrberechtigung im Nahverkehr auf alle 

Schwerkriegsbeschädigten auszudehnen und 
ggf. warum nicht? 

21. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 

Weigl Bundesvorstandes des Deutschen Gewerk- 

schaftsbundes (siehe Erklärung vom 3. Novem- 
ber 1970), „Die politische Gesinnung, die aus 
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den Äußerungen der Unternehmerrepräsen- 
tanten spricht, bestärkt den DGB-Bundesvor- 
stand in seiner Forderung, den Selbstverwal- 
tungsorganen der Unternehmer die Zuständig- 
keit für die Berufsausbildung durch eine No- 
vellierung des Berufsbildungsgesetzes zu ent- 
ziehen.", oder gibt es auch sachliche Gründe, 
die eine Übertragung von Aufgaben der beruf- 
lichen Bildung auf die Bundesanstalt für Ar- 
beit notwendig erscheinen lassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


22. Abgeordneter Wie viele Reservisten der Bundeswehr wur- 

Storm den zwischen 1965 und 1970 jährlich zu Reser- 

vistenübungen eingezogen und nicht in den 
Fachrichtungen eingesetzt, in denen sie jahre- 
lang als Zeitsoldaten oder Wehrpflichtige aus- 
gebildet wurden und Dienst taten, und sind 
der Bundesregierung diesbezüglich Klagen von 
reservedienstableistenden Soldaten bekannt 
geworden? 


23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
Storm daß es sowohl aus militärischen als auch aus 

ökonomischen Gründen unvertretbar ist, Re- 
servisten mit früher erworbener Spezialaus- 
bildung entsprechend zu verwenden, und wel- 
che Möglichkeiten gibt es zur Vermeidung der- 
artiger Vorkommnisse in der Zukunft? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


24. Abgeordneter 
Lenzer 


Wie ist der Stand der Ausbauplanung der 
Bundesautobahn Sauerland II (Köln — Olpe — 
Hattenbach)? 


25. Abgeordneter 

Lenzer 


Wird die Sauerlandlinie I (Bundesautobahn 
Lüdenscheid-Ost bis Gambacher-Dreieck) ter- 
mingerecht fertiggestellt werden? 


26. Abgeordneter 

Seibert 


Bis wann ist mit der endgültigen Festlegung 
der Trasse für die sogenannte Odenwaldauto- 
bahn zu rechnen? 


27. Abgeordneter Welche Autobahnzubringer sind bis jetzt im 
Seibert einzelnen für die Landkreise Alzenau, Aschaf- 

fenburg, Obernburg und Miltenberg vorgese- 
hen? 
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28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die von ihr 

Krall auf dem Gebiet des Umweltschutzes für not- 

wendig gehaltenen Maßnahmen bei der Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in Bonn 
durchführen zu lassen und hierfür die Voraus- 
setzungen zu schaffen, damit die Vorschläge 
des Experten-Kolloquiums, das von der Bun- 
desregierung berufen wurde, zur Führung der 
Nord-Süd-Fahrt und der Bundesbahn in Bonn 
verwirklicht werden können? 

29. Abgeordneter Wie soll die Trassenführung der seit langem 

Leicht zur Modernisierung vorgesehenen und wegen 

der vielen Gefahrenquellen auch unbedingt 
möglichst umgehend auszubauenden B 38 zwi- 
schen Landau und Neustadt nach den Vor- 
stellungen des Bundesverkehrsministers aus- 
sehen? 


30. Abgeordneter Bis wann wird mit dem Beginn des Ausbaues 

Leicht dieser Strecke zu rechnen sein? 

31. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit zu bestätigen, 

Dr. Jahn daß, nachdem der Senat der Deutschen For- 

(B raunschweig) schungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 

Raumfahrt beschlossen hat, in Braunschweig 
das Luftfahrtzentrum der Deutschen For- 
schungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt und die Flugzeugforschung zu kon- 
zentrieren, das Luftfahrt-Bundesamt in Braun- 
schweig mehr noch als bisher ideale Arbeits- 
grundlagen erhält? 

32. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Per- 

Dr. Jahn sonalversammlung des Luftfahrt-Bundesamtes 

(Braunschweig) feststellte, daß für dreiviertel der Belegschaft 

ein Umzug an einen weit entfernten neuen 
Dienstort aus den verschiedensten persönli- 
chen Gründen nicht in Frage kommt? 

33. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die bis jetzt 

Meister noch nicht vorhandenen rechtlichen Voraus- 

setzungen zu schaffen, um die Deutsche Bun- 
desbahn zu einer kostengerechten Beteiligung 
bei der Errichtung von Wartestellen für den 
Bahnbusverkehr zu verpflichten? 

34. Abgeordneter Ist diese Frage nicht auch unter dem von Bun- 

Meister desminister Leber propagierten Aspekt einer 

Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs zu 
sehen? 


35. Abgeordneter Entsprechen die von der Gesellschaft für ratio- 
Sdilaga nale Verkehrspolitik e. V., Düsseldorf-Reis- 

holz, vorgelegten Zahlen (veröffentlicht in 
Wirtschaft und Statistik, Heft 4, 1968, S. 194 
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bis 231) den Tatsachen, wonach der Betrieb 
von Lastfahrzeugen auf der Straße bei 3 t bis 
9 t Bruttogewicht 7 Todesopfer auf 100 Millio- 
nen Straßenkilometer, bei 10 t bis 12 t Brutto- 
gewicht 12 Todesopfer auf 100 Millionen Stras- 
senkilometer, bei 12 t bis 16 t Bruttogewicht 
20 Todesopfer auf 100 Millionen Straßenkilo- 
meter, bei über 17 t Bruttogewicht 29 Todes- 
opfer auf 100 Millionen Straßenkilometer zur 
Folge hat? 


36, Abgeordneter Beabsichtigt das Bundesministerium für Ver- 
Schlaga kehr — sofern die Angaben zutreffen — , hier- 

aus Konsequenzen zu ziehen und Maßnahmen 
zu ergreifen, die geeignet sind, die Zahl der 
Opfer zu verringern? 


37. Abgeordneter Ist jetzt abzusehen, bis wann die Beratungen 
Biechele über die Revision der Internationalen Schiff- 

fahrts- und Hafenordnung für den Bodensee 
abgeschlossen werden können, nachdem Ver- 
treter der Bundesrepublik Deutschland, der 
Schweiz und Österreichs diese Gespräche am 
8. November 1966 in Bonn aufgenommen ha- 
ben? 


38. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung dessen bewußt, 
Biechele daß die Rechtsunsicherheit über die Gegen- 

stände dieses Vertrags mit den damit ver- 
bundenen Gefahren für viele Menschen und 
für die Sicherung der Erholungslandschaft Bo- 
densee immer größer wird, wie aus dem eben 
veröffentlichten Jahresbericht 1970 der Was- 
serschutzpolizei am Bodensee hervorgeht, und 
was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Verhandlungen für die Revision zu be- 
schleunigen und zum Abschluß zu bringen? 


39. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
Pfeifer kehrsdichte auf der B 312 zwischen Reutlingen 

und Stuttgart im Raume Reutlingen/Metzingen 
z. Z. 18 000 Fahrzeuge in 24 Stunden beträgt, 
und daß allein auf dem kurzen Streckenab- 
schnitt zwischen Reutlingen und der Grenze 
des Regierungsbezirks Südwürttemberg-Ho- 
henzollern im vergangenen Jahr 120 Verkehrs- 
unfälle mit 64 Verletzten und 7 Toten regi- 
striert werden? 


40. Abgeordneter Welche finanziellen Mittel stehen nach den 
Pfeifer gegenwärtigen Vorstellungen des Bundesver- 

kehrsministeriums bis 1975 — jeweils nach 
Jahren getrennt — für den Neubau der 4-bah- 
nigen B 27 von Reutlingen/Tübingen nach 
Stuttgart mit Zubringer von Reutlingen zur 
Verfügung? 
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41. Abgeordneter 
Dröscher 


42. Abgeordneter 

Wuwer 


43. Abgeordneter 
Dr. Hubrig 


44. Abgeordneter 

Dr. Hubrig 


45. Abgeordneter 

Weigl 


46. Abgeordneter 

Pieroth 


Welche Umstände haben die Bundesregierung 
veranlaßt, die kürzliche Anfrage eines Abge- 
ordneten nach dem vierpurigen Ausbau der 
B 41 zu verneinen, obwohl die Landesregie- 
rung Rheinland-Pfalz, die im Rahmen der Auf- 
trag sverwaltung auf die Verteilung der ent- 
sprechenden Mittel erheblichen Einfluß hat, 
schon vor dem Bundestagswahlkampf 1969 
wenigstens den teilweisen, vierspurigen Aus- 
bau der B 41 zugesagt hatte? 

Hält die Bundesregierung das in der Entwick- 
lung befindliche „Cabinen-Taxi (cat)" für ein 
Verkehrsmittel, das geeignet ist, die schwieri- 
ge Verkehrslage, insbesondere in den Bal- 
lungsräumen, effektiv zu verbessern? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bei 
Kreuzungsvereinbarungen (Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz) zwischen der Deutschen Bundes- 
bahn und Straßenbauämtern zugrundeliegen- 
den Erlasse des Bundesministers für Verkehr, 
Post- und Fernmeldewesen und des Bundes- 
ministers der Finanzen, die entgegen § 1 Abs. 3 
des Umsatzsteuergesetzes eine unterschiedli- 
che und in der Praxis miteinander kollidieren- 
de Auffassung zur Frage der Umsatzsteuer- 
pflicht widerspiegeln? 

Welche konkreten Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung bis wann zu ergreifen, um 
eine endgültige Entscheidung in Fragen der 
Umsatzsteuerpflicht für die der Deutschen 
Bundesbahn bei Kreuzungsmaßnahmen zu lei- 
stenden Kostenerstattungen herbeizuführen? 

Können landkreiseigene Verkehrsträger, die 
dünnbesiedelte Räume im Zonenrandgebiet 
bedienen müssen, also stark defizitär arbeiten, 
mit Zuschüssen oder Krediten zur Erneuerung 
ihres Omnibusparks rechnen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die B 42 
zwischen Neuwied und Erpel in den letzten 
Jahren mehrmals überschwemmt und dort un- 
benutzbar war, und welche baulichen Maß- 
nahmen plant die Bundesregierung zur Behe- 
bung dieser Mißstände? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


47. Abgeordneter 
Heyen 


In welchem Umfang beteiligt sich der Bund an 
dem vom Land Hessen geplanten „Institut für 
Wohnen und Umwelt"? 
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48. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung Form und Inhalt 
Heyen der von der Staatskanzlei des hessischen Mini- 

sterpräsidenten veröffentlichten Anzeige in 
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 
31. Dezember 1970? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


49. Abgeordneter Welche Überlegungen haben die Bundesregie- 
Engelsberger rung bewogen, die Zuständigkeit für das Ber- 
linfahrtenprogramm ab dem Rechnungsjahr 
1971 vom Bundesministerium für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit auf das Bundesministe- 
rium für innerdeutsche Beziehungen zu über- 
tragen, und wann kann mit der Bekanntma- 
chung der Richtlinien für die Antragstellung 
und Bezuschussung gerechnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


50. Abgeordnete Wie haben sich die Zahlen der im europäi- 
Frau Dr. Walz sehen Ausland studierenden deutschen Stu- 
denten seit 1964 entwickelt, und welches ist 
nach Ländern aufgeschlüsselt der neueste 
Stand? 

51. Abgeordneter Wird im Bund-Länder- Ausschuß für die Bil- 

Zebisch dungsplanung auch daran gearbeitet oder soll 

später daran gearbeitet werden, das Zensuren- 
wesen in der Bundesrepublik Deutschland in 
allen Bereichen der Ausbildung kritisch zu 
durchleuchten und Mängel abzustellen, wie sie 
z. B. das X-Magazin 1/71 S. 26 ff. geschildert 
hat, oder das Zensursystem wie in anderen 
Ländern ganz abzuschaffen? 


Bonn, den 29. Januar 1971 
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